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hatte, hätte dies zwar auch keinen Einfluß auf das nach wie 
vor gegebene schuldhafte arbeitspflichtverletzende Verhalten 
des Verklagten als eine Ursache für den Eintritt des Scha­
dens. Jedoch wäre für diesen Fall unter Beachtung der Dif­
ferenzierungskriterien nach § 253 AGB der Umfang der ma­
teriellen Verantwortlichkeit des Verklagten erneut zu prüfen 
und u. U. anders zu bewerten, als bisher von den Instanz­
gerichten angenommen.

Die Rechtsauffassung der Instanzgerichte, im vorliegenden 
Fall bestünde der vom Verklagten verursachte betriebliche 
Schaden in der von der Staatlichen Versicherung geltend ge­
machten und vom Betrieb realisierten Regreßforderung in 
Höhe von 4 000 M, ist nicht zutreffend. Zum einen basiert diese 
Rückforderung der Staatlichen Versicherung, wie sich aus 
der dazu angeführten Begründung im Schreiben an den Be­
trieb vom 8. März 1983 ergibt, nicht ausschließlich auf der 
Annahme einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Ver­
klagten. Sie hätte folglich nicht allein diesem angelastet 
werden dürfen. Andererseits muß aber dieser Rechtsauffas­
sung vor allem deshalb widersprochen werden, weil damit 
zum Ausdruck gebracht wird, daß bei Sachverhalten wie dem 
vorliegenden ein betrieblicher Schaden als Grundlage für die 
Geltendmachung der arbeitsrechtlichen materiellen Verant­
wortlichkeit dann nicht vorliege, wenn bei der Regulierung 
einer dem Betrieb erwachsenden Zahlungsverpflichtung durch 
die Staatliche Versicherung Von dieser gegenüber dem Betrieb 
keine Regreßansprüche geltend gemacht werden. In Wirk­
lichkeit leitet sich der betriebliche Schaden i. S. des § 261 
Abs. 1 AGB nicht aus der Erfüllung der Regreßansprüche der 
Staatlichen Versicherung gegen den Betrieb ab, sondern 
daraus, daß der Betrieb für einen Schaden einstehen muß, 
der durch seine Mitarbeiter verursacht wurde. Wegen dieses 
Schadens war der Betrieb berechtigt und verpflichtet, unbe­
schadet der von der Staatlichen Versicherung erbrachten 
Leistungen die arbeitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit 
geltend zu machen (vgl. § 10 des Gesetzes über die Versiche­
rung der volkseigenen Wirtschaft vom 15. November 1968 
[GBl. I Nr. 21 S. 355]).

Im vorliegenden Fall hat das arbeitspflichtverletzende 
Verhalten des Verklagten mit dazu geführt, daß der Zeuge
L. einen Schaden an seinem Pkw in Höhe von 8 163 M erlitten 
hat. Da der Verklagte die Pflichtverletzung bei der Erfüllung 
betrieblicher Aufgaben begangen hat, ist somit der Betrieb 
gegenüber L. nach § 270 AGB zum Schadenersatz verpflichtet. 
Der Umfang dieser Verpflichtung — als Schaden nach § 261 
Abs. 1 AGB im Sinne einer Zahlungsverpflichtung — ist jedoch 
nach dem bisherigen Stand der Sachaufklärung nicht mit dem 
dem Zeugen L. entstandenen Schaden identisch. Sofern 
nämlich der Zeuge L. selbst durch eigenes schuldhaftes Ver­
halten (Abstellen seines Pkw auf dem Gleiskörper) eine 
entscheidende Ursache für den Unfallvorgang mit gesetzt 
haben sollte, wäre es nicht gerechtfertigt, seinen Anteil am 
Eintritt des Schadens außer Betracht zu lassen und ihm einen 
Schadenersatzanspruch gegenüber dem Betrieb in voller Höhe 
zuzubilligen. Mit anderen Worten: Der betriebliche Schaden 
als Ausgangspunkt für die materielle Verantwortlichkeit des 
Verklagten verringert sich in dem Umfang, wie der Zeuge L. 
selbst das Unfallgeschehen durch eigenes pflichtwidriges 
Verhalten mit verursacht hat.

Hiervon ausgehend wäre neben der Beteiligung des Zeugen
L. an dem ihm entstandenen Schaden weiter zu berücksich­
tigen, daß die dem Betrieb obliegende Schadenersatzpflicht 
nicht nur durch den Verklagten, sondern auch durch das 
Handeln anderer Werktätiger schuldhaft mit verursacht bzw. 
begünstigt wurde, so durch das Lok- und Rangierpersonal 
infolge falscher Weichenstellung, durch die mangelnden 
Kontrollmaßnahmen des Betriebes zur Einhaltung der 
Betriebsanordnung 7/76 bis hin zu der Tatsache, daß der 
dem Verklagten den Arbeitsauftrag erteilende Abteilungs­
leiter St. geduldet hat, daß das Fahrzeug des Zeugen L. auf 
dem Gleiskörper im Lokschuppen abgestellt wurde.

Im Hinblick auf die dargestellten Mängel in sachlicher und 
rechtlicher Hinsicht hätte somit das Bezirksgericht die 
Berufung des Verklagten gegen die kreisgerichtliche Ent­
scheidung nicht als unbegründet abweisen dürfen.

Deshalb waren dem Kassationsantrag folgend, das Urteil

des Bezirksgerichts aufzuheben und der Streitfall an das 
Bezirksgericht zurückzuverweisen. Dieses wird erneut unter 
Beachtung der vorstehenden Hinweise über die vom Ver­
klagten gegen das Urteil des Kreisgerichts eingelegte Berufung 
zu verhandeln haben.

§§ 257 Abs. 2 und 3, 60 Abs. 2 AGB.
1. Aus der Regelung des § 257 Abs. 2 AGB, wonach die im 
Ergebnis des Disziplinarverfahrens ausgesprochene Diszipli- 
narmaßnahme der Schriftform unter gleichzeitiger Angabe 
der Gründe bedarf, folgt, daß die Wirksamkeit einer Diszi- 
plinarmaßnahme zum Zeitpunkt ihres Ausspruchs nicht von 
dem Vorliegen einer schriftlichen Fassung abhängig ist, der 
Betrieb aber gehalten ist, die zunächst mündlich ausge­
sprochene Disziplinarmaßnahme unverzüglich schriftlich ab­
zufassen.
2. Der für den Beginn der Einspruchsfrist gegen eine Diszi­
plinarmaßnahme maßgebliche Zugang i. S. der §§ 60 Abs. 2, 
257 Abs. 3 AGB liegt vor, wenn dem Werktätigen die Diszi­
plinarmaßnahme in schriftlicher Form zugänglich gemacht 
worden ist bzw. wenn er sich der Möglichkeit der Entgegen­
nahme der schriftlichen Fassung begeben hat.
OG, Urteil vom 5. Oktober 1984 - OAK 21/84.

Der Kläger wurde im Ergebnis eines am 14. März 1984 durch­
geführten Disziplinarverfahrens am gleichen Tag fristlos ent­
lassen. Die Disziplinarmaßnahme wurde zunächst mündlich 
ausgesprochen. Nachdem die zuständige betriebliche Gewerk­
schaftsleitung der fristlosen Entlassung zugestimmt hatte, 
wurde dem Kläger die schriftlich begründete Disziplinar­
maßnahme am 21. März 1984 zugestellt. Hiergegen hat der 
Kläger am 4. April 1984 Einspruch bei der Konfliktkommis­
sion eingelegt.

In dem damit anhängig gewordenen Rechtsstreit, der von 
dem Kläger mit dem Ziel geführt wurde, die Unwirksamkeit 
der fristlosen Entlassung festzustellen, haben Konfliktkom­
mission, Kreisgericht und Bezirksgericht übereinstimmend 
die Auffassung vertreten, daß die Einspruchsfrist gemäß §§ 60 
Abs. 2, 257 Abs. 3 AGB vom Kläger nicht gewahrt worden sei.

Der Generalstaatsanwalt der DDR hat gegen das vom 
Bezirksgericht erlassene Urteil Kassationsantrag gestellt, da 
dieses auf einer unzutreffenden Gesetzesanwendung beruhe 
(§§ 60 Abs. 2, 257 Abs. 3 AGB). Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die Konfliktkommission und die Instanzgerichte haben sich 
bei der Prüfung der Frage, inwieweit der Kläger rechtzeitig 
von seinem Einspruchsrecht gegen die fristlose Entlassung 
gemäß §§ 60 Abs. 2, 257 Abs. 3 AGB Gebrauch gemacht hat, 
von der in der Praxis allerdings nicht einheitlich vertretenen 
Auffassung leiten lassen, wonach der für den Beginn der 
Einspruchsfrist von zwei Wochen maßgebliche Z u g a n g  
bereits mit der Kenntnisnahme der mündlich ausgesprochenen 
Disziplinarmaßnahme und nicht erst nach deren schriftlicher 
Ausfertigung und Entgegennahme durch den Werktätigen 
gegeben sei.

Im Interesse einer einheitlichen Rechtsanwendung zu 
dieser Problematik, die maßgeblich mit davon bestimmt ist, 
die Anwendung arbeitsrechtlicher Bestimmungen für die 
Werktätigen überschaubar zu gestalten und damit die Rechts­
sicherheit zu erhöhen, ist dazu auf folgendes hinzuweisen:

Nach § 257 Abs. 2 AGB bedarf die im Ergebnis des Diszi­
plinarverfahrens ausgesprochene Disziplinarmaßnahme der 
Schriftform unter gleichzeitiger Angabe der Gründe. Diese 
generell für alle Disziplinarmaßnahmen zutreffende Regelung 
gilt auch für die fristlose Entlassung (vgl. § 56 Abs. 2 AGB). 
Daraus folgt, daß die Wirksamkeit einer ausgesprochenen 
Disziplinarmaßnahme einerseits nicht von einer bereits zu 
diesem Zeitpunkt vorliegenden schriftlichen Fassung abhängig 
ist, andererseits aber der Betrieb gehalten ist, bei einem 
zunächst mündlichen und damit wirksamen Ausspruch einer 
Disziplinarmaßnahme unverzüglich deren schriftliche Fassung 
nachzuholen und diese dem Werktätigen auszuhändigen. 
Erst von diesem Zeitpunkt an liegt ein Zugang i. S. der §§ 60 
Ahs. 2, 257 Abs. 3 AGB vor und wird am folgenden Tag die 
Einspruchsfrist in Gang gesetzt. Ein Zugang ist allerdings


